
f,I"

(

(

(

Beilage 36111973 zum kurzschriftlichen Bericht des o. ö. Landtages, XX. Gesetzgebungsperiode

,Bericht des Ausschusses für volkswirtschaftliche Angelegenheiten
b~~reff~nddas Gesetz, mit dem das o. ö. Landwirtschaftskammergesetz 1967

geändert ·wird (0. ö. Landwirtschaftskammergesetz-Novelle 1973)

(L - 303/2 - ;XX)

Im O. ö. Landwirtschaftskammergesetz 1967,
LGBl. Nr. 55 (Wiederverlautbarung), ist das beruf-
liche Vertretungsrecht der in der Land- und Forst-
wirtschaft selbständig Erwerbstätigen grregelt.

Im: Zusammenhang mit den im Jahre 1973 statt-
findenden nächsten Limdwirtschaftskammerwahlen
ist die Novellierung ei'nzelner Bestimm-.lllgen des
O. ö. Landwirtschaftskammergesetzes 1967 erforder-
lich. Bei diesem Anlaß s'ollen mit dem im Entwurf
vorliegenden Gesetz, mit dem das O. ö. Landwirt-
schaftskammerge'setz 1967 geändert wird (0. ö.
Landwirtschaftskammergesetz-Novelle 1973), aus
den im folgenden aufgezeigten Erwägungen auch
noch weitere Änderungen bzw. Ergänzungen her-
beigeführt werden.

Zu den einzelnen Bestimmungen des vorliegen-
den Gesetzentwurfes ist zu bemerken:

Zu Art. I Z. 1:
§ 5 des O. ö. Landwirtschaftskammergesetze's
1967 hat derzeit folgenden Wortlaut:

,,§ 5.
Der örtliche Wirkungsbereich der

~andwirtschaftskammer.
Der Qrtliche Wükungsbereich der Landwirt-

,schaftskammer erstreckt sich auf das Gebiet
de's Landes Oberösterreich, der einer Bezirks-
bauernkammer auf das Gebiet eines politi-
schen Bezirkes, d~r einer Ortsbauernschaft -
unbeschadet der' Bestimmungen des § 28
A.bs. 1 - auf das Gebiet einer Gemeinde. Die
Städte Linz und Steyr bilden mit den politi-
'schen Bezirken Linz-Land und Steyr-Land den
örtlichen Wirkungsbereich je einer Bezirks-
bauernkammer. "

Nach diesen B~stimIIi.ungen würde auch das Ge-
biet der Stadt Wels,die gemäß dem Gesetz vom
11. Dezember 1962, LGBl. Nr. 6/1963, mit Wir-
kung vom '1. Jänner 1964 zur Stadt mit eigenem
Statut erklärt wurde, den: "örtlichen Wirkungs-
bereich einer Bezirksbauernkammer" bilden. In
der Stadt Wels haben derzeit nur etwa 385
wahlberechtigte Mitglieder der Landwirtschafts-
kammer ihren ordentlichen Wohnsitz.
Es ist daher offensichtlich nicht nur 'sachlich ge-
rechtfertigt, sondern auch aus verwaltungsöko-

nomischen Gründen geboten, für das Gebiet der
Stadt Wels und den politischen Bezirk Wels-
Land nur eine Bezirksbauernkammer zu errich-
ten, und zwar analog der geltenden Regelung
hinsichtlich der Statutarstädte Linz lind Steyr.

Die demnach erforderliche Novellierung de's § 5
gibt auch Gelegenheit, in das O. ö. Landwirt-
schaftskammergesetz 1967 eine ausdrückliche
Bestimmung darüber aufzunehmen, daß als Glie-
derungen der Landwirtschaftskammer Bezirks-
bauernkammern und Ortsbauernschaften "zu er-
richten sind".

Dem trägt die vorgesehene Neufassung des § 5
(einschließlich der Uberschrift) Rechnung.

Zu Art. I Z. 2:

Im § 6 Z. 2 lit. b des O. ö. Landwirtschafts-
kammergesetzes 1967 'sind die Aufgaben der
Landwirtschuftkammer auf dem Gebiete der
Förderung der Landwirtschaft umschrieben.
Darunter fallen nach dem geltenden Wortlaut
auch fördernde Maßnahmen auf dem Gebiete
"der Technisierung des Bauwesens". Durch die
Setzung eines Beistriches nach dem Wort "Tech-
nisierung" soll klargestellt werden, daß sich
fördernde Maßnahmen hinsichtlich der "Techni-
sierung" nicht auf das landwirtschaftliche Bau-
wesen beschränken, sondern sich ohne solche
Einschränkung Quf Gie Technisierung der tapd-
wirts,chaft 'schlechthin erstrecken können.

Zu Art. I Z. 3:
Nach § 7 Abs. 1 des O. ö. Land,wirtschaftskammer-
gesetZies 1967 können land- und forstwirtschaft-
liche Körperschaften, Fachvereine und Fachver-
bände, deren Wirkungskreis sich auf das ganze
Land oder auf größere Landesteile erstreckt,
wenn gegen ihre fachliche Führung oder sonstige
Gebarung k:ein Anstand besteht, auf ihr An-
suchen von der Landwirtschaftskammer unbe-
schadet der vereinsrechtlichen Vorschriften als
Fachorganisation anerkannt und bei der Besor-
gung der Aufgaben der Landwirt'Schaftskammer
zur Mitwirkung herangezogen werden.

Um das klaglose Funktioni'eren dieser anerkann-
ten Fachorganisationen und die Erreichung ihrer

.Zielsetzungen sicherzustellen, werden von der
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Landwirtschaftskammer vielfach Sachleistungen
(wie Beistellung von Büroräumen, Bürosachauf-
wand u'Sw.) erbracht und diesen Fachorganisa-
tionen auch Personal der Landwirtschaftskammer
zur Verfüguj:lg gestellt. Es ist daher auch gerecht-
f;~r,\~!Jt, c;ler I.~n<;1,'Virt~chaftslj:.<;immerda,s Recht
einzuräumen, von den anerkannten Fachorgani-
$9:\ion,~I,l g:E;!g~ben~j:l~al1~für solche Lei'Stungen,
und zwar unter Bedachtnahme auf Art und Um-
fang ih~er 'Mitwi~kung bei der Besorgung v~n
Aufgaben der Landwirtschaftskammer, angemes-
sene fortlaufende oder einmalige Beiträge zur
teilweisen Abdeckung der Kosten ,einhepen zu
können. Die näheren Bestimmungen darüber, für
welche Leistungen der Landwirtschaftskammer
Beiträge eingehoben werden sowie die Höhe
solcher Beiträge sollen in 'einer Beitragsordnung
von der Vollversammlung fe'Stgelegt werden.

Zu Art. I Z. 4:
§ 14 des O. ö. Landwirtschaftskammergesetzes
1967 lautet:

,,§ 14.
Zusammensetzung der Vollversammlung.
(1) Die Vollv,ersammlung besteht aus 'Sechs-

und4[E~img 1\1itgliedern.
(~) Einunddreiß.~g Mitglieder der Vollver-

sarillnlung werden von den in § 3lit. a, bund d
genannten Kammermitgliedern nach den Be'-
stirnmuI).gen der §§ 31 bis 34 gewählt.

(3) Vier Mitglieder der Vollversammlung
werden als Vertreter der in § 31it. c genannten
Kammermitglieder über Vorschlag der Anwalt-
schaft' der land- und forstwirtschaftlichen Ge-
no'Ssenschaften Obe'rösterreichs von den in
Abs. 2 genannten Mitgliedern der Vollver-
sammlung gewählt, wobei § 35 sinngemäß An-
wemdung findet.

(4) :Qie Landesregterung entsendet den jewei-
ligen Refereqten der Land- und Forstwirtschaft
il4.'der Lindesregterung als Mitglied der Voll-
v.ersammllmg." .

'.\'" ," ,

D\1l",Ausschuß i~t im Zuge der :E\eratung des Ge-
s~tZe,I;ürrurf:es zur Auffassung g,elangt, daß die
qes9ndyJr V,e;rtretung der land- und forstwirt-
schaftH4J,e:p. Erwerbs- und Wirtschaftsg;eno'Ssen-
schatten und deren Verbände (§ 3 Ht. c des Ge-
setzes) in der Vollversammlung, wie sie der gel-
tende § 14 Abs. 3 vorsieht, nicht beibehalten
werden 'Soll. Auch diese vi,er Mandate in der
VOllversammlung sollen nach den Bestimmungen
der §§ 31 bis 34 besetzt werden. Dem trägt die
vorgese,hene Neufassung des § 14 Rechnung.

Zu Art. IZ. 5:
Gemäß§ 22 Abs. 6 des O. ö. Landwirtschaftskam-
me,xgese,tzes 1967 "vollzteht der Präsident die
A-nge,lobung der Bezirksbauernkammerobmänner
sowie der Bezirksbauernkammeraus'Schüsse und
de~" Angestellten des Landwirtschaftskammer-
amtes" . Die vorgesehene Neufassung stellt, ab-
ge'Sehen von der Formulierung, lediglich klar,
daß alle Angestellten der Landwirtschaftskam-
mer, gleichgültig bei welcher Kammerdienststelle

sie beschäftigt sind, vom Präsidel:ten anzugelo-
ben sind.

Zu Art. I Z. 6:
Seit dem Bestehen der Landwirtschaftskammer
werd,en die M.it9,liec6er q~s ~E(z4.r,ksRih'!,e:r;J,l.Ä9:.:rp-
merausschusses Bezirksbauernkammerräte ge-
naI?-nt. In. AngJ"E(icl\l,lng.~n di~ B}~sti.II;l.IA~Il.g,~J;1.<!es
§ 37 Abs. 5 <,les O. ö. Landwirtschaftskammerge-
setzes 1967, wonach die Mitglieder. ~r Vollver-
sammlung den Titel Landwirtschaftskammerrat
führen, soll nunmehr auch verankert werden, daß
dLe Mitglieder der Bezirksbauernkammeraus-
sdiüsse den Titel Bezirksbauernkammerrat
führen.

Zu Art. I Z. 7:
Gemäß § 26 Ab'S. 1 des O. Ö. LandwirtschaftskCJ.m-
mergesetzes 1967 wird der Bezi.rksbauernÄi'j.!lk
merobmann von den MitgHedern. des Bezi:rks~
bauernkammerausschusses mit einfacher St.i1J,l-
men:rnehrheit aus ihrer Mitte gew:ählt.' Der Be-
zirk~pauernkanl;mel'a~s'Schuß .b~qt~hiC!;l.!s· :z:~ölf
:t\;1itglie(iern (§ 25 Abs. 1 de~ Ge.s!3t~e~).Dqs q~-
s~tz enthält d,er2leit kein,e B~stimmun,g;~n f;tb::d!,!n
Fall, daß bei der Wahl des ~e'?Jr~§.b,!-u:ernk,q.m-
merobmannes Stimmengleichh~it entst~:t!t I>~~!'1
Prage b~darf jedoch, wie die Era;x:is m~~eigt hqt.
einer Regelung, um im Falle ,einer' mq~}~<:hen
Stimmengleichheit eine' Funktionsunfähi9J.>.~it4~s
Ausschusses auszuschließen. '
Die vorgesehene Ergänzung deos § 26 A.1:ls,1 c!es
Gesetzes trägt dem g,egebenen Etf9rdern!s R.-ech-
nung.

()

Zu Art. I Z. 8 und 9:
§ 28 Aqs, 1 des O. ö.LC!-ndwirtschp.fts~amm~rge-
setzes 1967 lcl,utet:

,,(1) Der Hauptausschuß kann besd:r.ließen,
für da'S Gebiet mehrerer Gemeinden eine Orts-
bauernschaft oder für das. Gebi~t großer Ge-
meinden, mehrere QrtspC!-Hemschaften zu er-
richten. Ein solcher Beschluß ist in der Amt-
lichen Linzer Zeitung und im MitteHungsblatt
c!er Landwirtschaftskammer kundzumachen.·

Nach den bisherigen Erfahrllllgen ist es ~eqer
notw:en,4~g noc;t1 z-w:e,ck:!lläßig,eine O,rtsbauern-
sch?-ft für das Gebi~t m~hrerer Gel1le~Il~en zu
errichten. Derzeit besteht auch keine, Ortspauern-
schaft, c!~ren, örtlicher Wirk~ng~peTeich das Ge-
biet mehrer,er Gen.Wi~4~n, um.f~ß!, wohl. aper be-
stehen i:n. größeren Gemeinden m~hrere Orts-
bauernschaften.
§. 28 Abs. 1 des Geset~'!) sQll den, I:\rf~hr~ngen
der Praxis entsprechendge~nde'rt un,g gl~is::P-zei-
tig die Zuständigk,eit zur .:E;in:ri~tung mehr,erer
Ort~ba,4ernschaften auf die V:oHversamnl1ung
Ü1be,rtrag~n, w\erden. Dam;it il1l ZU!iammen,hang
sql.l auchd,ie Uberschrift zu § 28 dem .Inhalt ent-
'Sprechend angepaßt Vfe'rflen.
Ergänzend .ist dazu nochanzuführeu, d.aß ,aus dem
Zusammenhalt derBe stimmungen ,de'S&,28A!:ls. 1,
des §30 Abs. 2 unq des § 33 APs. 4 des (). ö.Land-
wirts<;haftskawwergesetzes 19()7 iJ;!,der, fCissung
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de'S Art. I Z. 9, 10 und 13 des vorliegenden Ge-
'setzentwurfes schlüssig wird, daß die Einrichtung
mehrerer Ortsbauernschaften in einer Gemeinde
bzw. die Änderung des örtlichen Wirkungsbe-
reiches der in einer Gemeinde eingerichteten
Ortsbauernschaften nur im Zu'Sammenhang mit
einer Landwirtschaftskammerwahl erfolgen kann.

Zu Art. I Z. 10:
,Die Abs. 2 und 3 des
-schaftskammergesetze,s
Wortlaut:

,,(2) Die Mitglieder des Ortsbauernau'Sschus-
ses werden nach dem Verhältnis der in der
betreffenden Gemeinde für die Wahlen in die
Vollversammlung abgeg.ebenen Stimmen auf
die Dauer der Funktionsperiode der Vollver-
sammlung über Vorschlag der Wählergruppen
vom Bezirksbauernkammerausschuß bestellt.

(3) Dem Ortsbauernau'Sschuß steht ein Orts-
bauernobmann vor, der aus seiner Mitte ge-
wählt wird, die Ortsbauernschaft leitet und sie
nach außen vertritt."

§ 30 des O. Ö. Landwirt-
1967 haben folgenden

Die Bestimmung des A'bs. 2 läßt in ihrer derzeiti-
gen Fassung unberücksichtigt, daß im Gebiet
größerer Gemeinden gemäß § 28 Abs. 1 des Ge-
setzes mehrere Ortsbauernschaften eingerichtet
werden können. In di,esem Falle können für die
Zusammensetzung des Ortsbauernausschusses nur
die im örtlichen Wirkungsbereich der einzelnen,
in Betracht kommenden Ortsbauernschaft abgege-
'benen Stimmen herangezogen werden. Eine ent-
sprechende Novellierung des § 30 Abs. 2 des Ge-
setzes 1st daher erforderlich.
Damit im Zusammenhang ist auch auf Art. I Z. 13
des Gesetzentwurfe'S und die zugehörigen Er-
läuternden Bemerkungen hinzuweisen.
Hinsichtlich der vorgesehenen Ergänzungen be-
treffend die Wahl des Ortsbauernobmanne'S
gelten die Ausführungen zu Art. I Z. 7 des Ge-
setzentwurf.es sinngemäß.
Im übrig,en stellt die Neufassung des Abs. 3 auch
außer Zweifel, daß der Ortsbauernobmann den
Ortsbauernausschuß und dLeMitgliederversamm-
lung einberuft und in diesen beiden Gremien den
Vorsitz führt.

Zu Art. I Z. 11:
Die Abs. 1 und 2 des § 32 des O. Ö. Landwirt-
schaftskammerge'Set21es 1967 lauten:

,,(1) Wahlberechtigt sind:
a) alle physischen Personen, unabhängig von

ihrer Staatsangehörigkeit, die am Tag der
WahlaussChreibung Mitglieder der Land-
wirtschaftskammer sind, bei denen ein
Wahlau'SschHeßungsgrund, der sie vom
Wahlr,echt zum Oberösterreichischen Land-
tag ausschließen würde, nicht vorhanden ist,
und die am 1. Jänner des Jahre'S, in dem die
Wahl ausg,e,schrieben wird, das 18. Lebens-
jahr vollendet haben;

b) aUe juristischen Personen, die am Tag der

Wahl ausschreibung MitgUeder der Land-
wirtschaftskammer sind.

(2) Wählbar sind alle Wahlberechtigten ge-
mäß Albs. llit. a, die am 1. Jänner des Jahre'S,
in dem die Wahl ausgeschrieben wird, das
24. Lebensjahr vollendet haben und die östler-
reichische Staatsbürgerschaft besitzen."

Im Zuge der Beratung des Ge'Setzentwurfes hat
der Ausschuß auch die Frage des passiven Wahl-
alters erörtert und ist zur Auffassung gelangt,
daß das passive Wahlalter - so wie dies auch
für die Gemeinderatswahlen vorgesehen ist -
vom 24. auf das 21. Lebensjahr herabgesetzt
werden soll.
Der zweite Satz des vorgesehenen nelien § 32
Abs. 2 'Steht mit de-rvorgeschlagenen Neufassung
des § 14 im Zusammenhang.

Zu Art. I Z. 12:
§ 33 Abs. 3 des O. Ö. Landwirtschaftskammerge-
setzes 1967 hat folgenden Wortlaut:

,,(3) Für jeden Wahlbezirk wird am Ort der
Bezirkshauptmannschaft eine Bezirkswahlbe-
hörde gebildet. Die Gebiete der Städte Linz
und Steyr bilden mit den politisch-en Bezirken
Linz-Land und Steyr-Land je einen Wahlbe-
zirk; im übrigen i'St jeder politische Bezirk
Wahlbezirk. "

Die vorgesehene Neufassung des § 5 des Ge-
setzes (siehe Art. I Z. 1 des Gesetzentwurfes und
die zugehörigen Erläuternden Bemerkungen) be-
dingt auch eine Neufa'Ssung des § 33 Abs. 3, und
zwar dahingehend, daß auch das Gebiet der
Stadt Wels mit dem politischen Bezirk Wels-Land
'einen Wahlbezirk bildet.

Zu Art. I Z. 13:
§ 33 Abs. 4 des O. Ö. Landwirtschaftskammerge-
setzes 1967 lautet:

,,(4) Für jeden Wahlsprengel wird eine Spren-
gelwahlbehörde gebildet. Da'S Gebiet jeder
Gemeinde ist Wahlspreng,el. Räumlich ausge-
dehnt,e Gemeindegebiete können zur Er},!:'!ich-
terung der Möglichkeit der Ausübung _des
Wahlrechts in mehrere Wahlsprengel einge-
teilt werden. Die Abgrenzung und Feststellung
der Wahlsprengel obliegt den Bezirkswahlbe-
hörden."

Die vorgesehene Ergänzung di'eser Be'Stimmun-
gen, wonach dann, wenn in einer Gemeinde meh-
rere Ortsbauernschaften eingerichtet sind, der
örtliche Wirkungsbereich jeder Ortsbauernschaft
Wahlsprengel ist, i'St im Hinblick auf § 28 Abs. 1
des Ge'Setzes in der Fassung des Art. I Z. 9 bzw.
des § 30 Abs. 3 des Gesetzes.in der Fa'SslJ-ngdes
Art. I Z. 10 des vorliegenden Gesetzentwurfes
erforderlich.

Zu Art. I Z. 14:
Nach § 33 Abs. 6 zweiter Satz des O. Ö. Landwirt-
schaftskammergesetze'S 1967 sind "die Bezirks-
hauptmänner (Bürgermeister der Stadt mit eige-
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nem Statut) Wahlleiter der Bezirkswahlbehörden
(Bezirkswahlleiter) ":
Diese Bestimmung stellt, soweit ihr zufolge der
Bürgermeister einer Stadt mit eigenem Statut
Bezirkswahlleiter ist, allein darauf ab, daß - 'So
wie bisher Wels - eine Stadt mit eigenem Statut
bei der Landwirtschaftskammerwahl einen Wahl-
bezirk bildet.
Da dies nach der vorgesehenen Novellierung des
§ 33 Abs. 3 des Gesetzes (siehe Art. I Z. 10 des
vorliegenden Gesetzentwurfes) in Hinkunft nicht
mehr der Fall sein wird, muß im zweiten Satz
des Abs. 6 des § 33 des Gesetzes der Klammer-
au'Sdruck ,,(Bürgermeister der Stadt mit eigenem
Statut)" lentfallen.

Zu Art. I Z. 15:
§ 36 Abs. 1 des O. Ö. Landwirtschaftskammerge-
setzes 1967 hat folgenden Wortlaut:

,,(1) Die Gemeinden haben bei der Durchfüh-
rung der Wahlen im Bereiche ihres Gemeinde-
gebiets insbesondere durch Anlage der Wäh-
lerVler2leichnisseunentgeltlich mitzuwirken und
das Wahllokal und die zur Durchführung der
Wahlen notwendigen Einrichtungosgegenstände
kostenlos zur Verfügung zu stellen. Im übrigen
sind alle mit den Wahlen zusammenhängenden
Kosten von der Landwirtschaftskammer zu
tragen."

Von diesen Verpflichtungen der Gemeinden g'e-
hören die Bereitstellung der Wahllo~ale und die
kostenlose Zurverfügungstellung der zur Durch-
führung der Wahlen notwendigen Einrichtungos-
gegenstände zu den Angelegenheiten, die di'e
Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu be-
sorgen hat; gemäß Art. 118 Abs. 2 B-VG. 1929
in der Fassung der Bundes-Verfassungsgesetz-
novelle 1962, BGBL Nr. 205, haben die Gesetze
derartige Angelegenheiten ausdrücklich al'S
solche des eigenen WirkungsbeI1eiches der Ge-
meinde zu bez'eichnen.

Zu Art. I Z. 16:
Gemäß § 37 Abs. 3 des O. Ö. Landwirtschafts-
kammergesetzes 1967 erhalten der Präsident und
die beiden Vizepräsidenten eine angeme'Ssen.e
Aufwandsentschädigung. Die nähJeren Hestim-
mungen über diese Aufwandsentschädigung
werden nach § 37 Abs. 4 des Gesetzes in der
Gebührenvorschrift für die Funktionäre der
Landwirtschaftskammer geregelt. Diese Gebüh-
renvorschrift ist g,emäß § 17 Abs. 2 lit. d der Be-
schlußfassung durch die Vollversammlung vorbe-
halten.
Die vorgesehene Ergänzung des § 37 Abs. 4 des
Gesetzes soll es ermöglichen, den Präsidenten
und den beiden Vizepräsidenten nach Beendi-
gung ihrer Funktion eine laufende Zuwendung
zuzuerkennen. Die Zuerkennung einer solchen
laufenden Zuwendung darf allerdings nur unter
den sinngemäß gleichen Voraussetzungen erfol-
gen, bei deren Vorliegen ehemalige Mitglieder
des o. Ö. Landtages nach Maßgabe der einschlä-

gigen landesgesetzlichen Bestimmungen (siehe
dazu das. O. Ö. Bezügegesetz, LGBL Nr. 16/1973)
Anspruch auf Ruhebezug haben.
Laufende Zuwendungen an einen vormaligen
Präsidenten bzw. Vizepräsidenten der Landwirt-
schaftskammer dürfen überdies höchstens in dem
Ausmaß zuerkannt werden, das für Ruhebezüge
an ehemalige Mitglieder des o. Ö. Landtages nach
Maßgabe der bezogenen einschlägigen landes-
gesetzlichen Bestimmungen vorgesehen ist. Aus-
drücklich wird damit im Zusammenhang noch
normiert, daß eine laufende Zuwendung an einen
ehemaligen Präsidenten oder Vizepräsidenten der
Landwirtschaftskammer dann nicht zuerkannt
werden darf, wenn ein Anspruch auf 'einen Bezug
oder einen Ruhe(Versorgungs)bezug nach dem
Bezügegesetz, BGBL NI. 273/1972, oder ein An-
spruch auf e'inen Bezug oder einen Ruhe(Versor-
gungs)bezug auf Grund einer Mitgliedschaft zu
einer Landesregierung oder zu einem Landtag
besteht.
Schließlich 'ermöglicht die vorgesehene Ergän-
zung des § 37 des O. Ö. Landwirtschafts~ammer-
gesetze'S 1967 auch die Zuerkennung von laufen-
den Zuwendungen an Hinterbliebene nach dem
Präsidenten bzw. nach einem Vizepräsidenten,
und zwar wiederum in sinngemäß gleicher Weise.
Im übrigen wird die nähere Regelung der Ge-
bührenvorschrift für die Funktionäre der Land-
wirtschaftskammer vorbehalten.

()

o

Zu Art. I Z. 17:
§ 39 des O. Ö. Landwirtschaftskammergesetze'S
1967 hat derzeit folgenden Wortlaut:

,,§ 39.
Einnahmen der Landwirtschaftskammer.

Die Erfordernisse, die die Landwirtschafts-
kammer zur Erfüllung der ihr obliegenden Auf-
gaben benötigt, werden gedeckt:
1. durch Kammerumlagen, deren Höhe alljähr-

lich von der Vollversammlung festgesetzt
wird;

2. durch Einnahmen aus eigenen Einrichtun-
gen und Veranstaltungen; (.

3. durch allfällige Zuwendungen, insbesondere
des Bundes und des Landes."

Die Formulierung der Z. 2 ist nach den Erfahrun-
gen der Praxis zu eng. Sie würde z. B. auch nil:;ht
Einnahmen in Form von Beiträgen der anerkann-
ten Fachorganisationen (siehe dazu Art., I Z. 3
des Gesetzentwurfes und die zugehörigen Erläu-
terungen) umfassen. § 39 Z. 2 soll daher den
tatsächlichen Gegebenheiten angepaßt werden.

o
Q

Zu Art. I Z. 18:
Im § 40 Abs. 7 des O. Ö. Landwirtschaftskammer-
gesetzes 1967 ist die Kammerumlage für Mitglie-
der der Landwirtschaftskammer gemäß § 3 lit. d
des Gesetzes ("die leitenden Angestellten, die
gemäß § 3 des O. Ö. Landarbeiterkammergesetzes
nicht Mitglieder der Landarbeiterkammer sind")
geregelt. Diese Bestimmungen haben derzeit
folgenden Wortlaut:
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,,(7) Die Kammerumlage der Mitglieder
gemäß § 3 lit. d ist von der Landwirtschafts-
kammer vorzuschreiben und einzuheben; die
Höhe der Umlage ist von der Landwirtschafts-
kammer festzusetzen. Sie darf höchstens ein'S
von ,Hundert der für die gesetzliche Kranken-
versicherung der Allgemeinen Sozialversiche-
rung geltenden allgemeinen Beitragsgrund~
lage betragen und von höchstens 80 Schilling
kalendertäglich bzw. 2400 Schilling monatlich
bemessen werden, wobei jeweil'S nur das Ein-
kommen aus dem die Mitgliedschaft begrün-
denden Dienstverhältnis heranzuziehen ist.
Sinngemäß in gleiche'! Weise und im gleichen
Verhältnis zum Einkommen ist die Kammer-
umlage für jene Mitglieder gemäß § 3 lit. d
festzusetzen, die der gesetzlichen Krankenver-
sicherung der Allgemeinen Sozialversicherung
nicht unterliegen. Der Dienstgeber ist verpflich-
tet, die Kammerumlage über Verlangen der
Landwirtschaftskammer vom Entgelt einzube-
halten und an die Landwirtschaftskammer ab-
zuführen."

Nach der vorzitierten Bestimmung des zweiten
Satzes des § 40 Abs. 7 des Gesetzes ist derzcit
die Bemessung,sgrundlage für die Kammerumlage
auf die allgemeine Beitragsgrundlage der gesetz-
lichen Krankenversicherung der Allgemeinen So-
zialversicherung abgestellt, die Höchstbemes-
sungsgrundlage für die Kammerumlage ist jedoch
gesondert ziffernmäßig bestimmt. Eine solche

Pauzenberger

Obmann

ziffernmäßige F.estsetzung der Höchstberiles-
sungsgrundlage ist im Hinblick auf die Änderun-
gen der Höchstbeitri;lgsgrundlage der gesetzlichen
Krankenversicherung der Allgemeinen Sozialver-
sicherung nicht zweckmäßig.
Die Bemessungsgrundlage für die Kammerum-
lage für Kammermitglieder im § 3 lit. d des Ge-
setzes soll daher in Hinkunft allein auf die für
di,e gesetzliche Krankenversicherung der Allge-
meinen 'Sozialversicherung geltende Beitrags-
grundlage einschließlich der Höchstbeitrags-
grundlage abgestimmt werden.

Zu Art. 11:
Im Hinblick auf die Änderung der Bestimmungen
über die Kammerumlage für Mitglieder der Land-
wirtschaftskammer gemäß § 3 lit. d des Gesetzes
(Art. I Z. 18 des vorliegenden Gesetzentwurfes)
soll die im Entwurf vorliegende O. Ö. Landwirt-
schaftskammergesetz-Novelle 1973 mit einem
Monatsersten in Kraft treten.

Der Ausschuß für volkswirtschaftliche Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das bei-
gefügte Gesetz, mit dem das O. ö. Landwirtschafts-
kammergesetz 1967 geändert wird (0. ö. Landwirt-
schaftskammergesetz-Novelle 1973), beschließen.

Li n z, am 17. April 1973

Leitenbauer

Berichterstatter

(.
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Gesetz

vom ,

mit dem das O. ö. Landwirtschaftskammergesetz 1961 geändert wird
(0. ö. Landwirtschaftskammergesetz-Novelle 1913)

Der o. Ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das O. Ö. Landwirtschaftskammergesetz 1967,
LGBl. Nr. 55, wird wie folgt geändert:

1. § 5 hat zu lauten:
,,§ 5.

Ortlicher Wirkungsbereich der Landwirtschafts-
kammer; Bezirksbauernkammern, Ortsbauern-

schaften.

(1) Der örtliche Wirkungsbereich der Land-
wirtschaftskammer erstreckt sich auf das Gebiet
des Landes Oberösterreich.

(2) Als Gliederungen der Landwirtschaftskam·
mer sind Bezirksbauernkammern und Orts-
bauernschaften zu errichten.

(3) Der örtliche Wirkungsbereich einer Be-
zirksbauernkammer erstreckt sich auf das Gebiet
eines politischen Bezirke,s. Die Städte Linz,
Steyr und Wels bilden zusammen mit den poli-
tischen Bezirken Linz-Land, Steyr-Land und
Wels-Land den örtlichen Wirkungsbereich je
einer Bezirksbauernkammer.

(4) Der örtliche Wirkungsbereich einer Orts-
bauernschaft erstreckt sich, unbeschadet der
Bestimmung des § 28 Abs. 1, auf das Gebiet
einer Gemeinde."

2. Im § 6 Z. 2 lit. b wird nach dem Wort "Techni-
sierung'" ein Beistrich gesetzt. (.

3. Dem § 7 wird folgender neuer Abs. 3 angefügt:

,,(3) Die Landwirtschaftskammer kann für
Leistungen an anerkannte Fachorganisationen
(Sachleistungen und Zurverfügungstellung von
Personal) von diesen Fachorganisationen unter
Hedachtnahme auf Art und Umfang ihrer Mit-
wirkung bei der Besorgung von Aufgaben der
Landwirtschaftskammer angemessene fortlau-
fende oder einmalige Beitr~ge ,einheben. Die
näheren Bestimmungen sind in einer Beitrags-
ordnung festzulegen, die von der Vollversamm-
lung zu beschließen ist."

4. § 14 hat zu lauten:
,,§ 14.

Zusammensetzung der Vollversammlung.

(1) Die VollV'ersammlung besteht aus sechs-
unddreißig MitgUedern.

o
o
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(2) Fünfunddreißig Mitglieder der Vollver-
sammlung werden von den Kammermitgliedern
(§ 3) nach den Bestimmungen der §§ 31 bis 34
gewählt.

(3) Die Landesregierung lentsendet den je-
weiligen Referenten der Land- und Forstwirt-
schaft in deT Landesregierung als Mitglied der
Vollver;sammlung. "

5. Der § 22 Abs. 6 hat zu lauten:
,,(6) Der Präsident hat die Angelobung der

Bezirksbauernkammerobmänner, der übrigen
Mitglieder der Bezirksbauernkammerausschüsse
sowie der Angestellten der Landwirtschaftskam-
mer vorzunehmen."

6. Dem § 25 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

"Die Mitgl1eder des Bezirksbauernkammer-
ausschusses führen den Titel Bezirksbauernkam-
merrat."

T. Dem § 26 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Bei 'Stimmengleichheit ist derjenige gewählt,
der der im BezirkJsbauernkammerausschuß an
Mandaten stärkeren Wählergruppe angehört.
Bei gleicher Mandatsstärke geben die Wähler-
gruppensummen im Wahlbezirk den Ausschlag.
Sind auch diese Wählergruppensummen gleich,
so entscheidet das Los, das von dem an Jah~en
jüngsten anwesenden Mitglied des Bezirks-
bauernkammerausschusses zu ziehen ist."

8. Die Uberschrift des § 28 hat zu lauten:
"Änderungen des örtlichen WirkungsbereiChes;

Mitglieder der Ortsbauemschaft."

9. Im § 28 Abos.1 hat der erste Satz zu lauten:

"Wenn es im Interesse einer für die Mitglie-
der oder für die Erfüllung der Aufgaben der
Ortsbauernschaft zweckJentsprechenden Organi-
sation gelegen ist, kann d~e Vollversammlung
beschließen,· daß in größeren Gemeinden meh-
rere Ortsbauernschaften eingerichtet werden; in
diesem Falle erstreckt sich der örtliche Wir-
kungsbereich jeder Ortsbauernschaft jew@!ils
auf jenen Teil des Gemeindegebietes, für den'
sie eingerichtet wurde; jeder Teil des Gemein-
degebietes muß zum örtlichen Wirkungsbereich
einer dieser Ortsbauernschaften gehören."

10. D~eA!bs.2 und 3 des § 30 haben zu lauten:
,,(2) Die Mitglieder des Ortsbauernausschusses

sind nach dem Verhältnis, der im Wahlsprengel
(in den Wahl sprengeln) des örtlichen Wirkung,s··
bereiches der Ortsbauernschaft (§ 33 Abs. 4) für
die Wahlen in die Vollversammlung abgeg,ebe-
nen Stimmen auf die Dauer der Funktions-
periode der Vollversammlung über Vorschlag
der Wählergruppen vom Bezirksbauernkammer-
ausschuß zu bestellen.

(3) Von den Mitgliedern des Ortsbauernaus-
schusses ist aus ihrer Mitte mit einfacher Stim-
menmehrheit der Ortsbauernobmann zu wählen.
Bei Stimmengleichheit ist derjenige gewählt, der

7
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der im Ortsbauernausschuß an Mandaten stär-
keren Wählergruppe angehört. Bei gleicher
Mandatsstärke geben die Wäh1ergruppensum-
men im Wahlsprengel (in den Wahlsprengeln)
des örtlichen Wirkungsbereiches der Orts-
bauernschaft (§ 33 Abs. 4) den Ausschlag. Sind
auch diese Wählergruppensummen gleich, so
entscheidet das Los, das von dem an Jahren
jüngsten anwesenden Mitglied des Ortsbauern-
ausschusses zu ziehen ist. Der Ortsbauern-
obmann beruft den Ortsbauernausschuß zu
Sitzungen und die Ortsbauernschaft zu Mitglie-
derversammlungen ein, führt in diesen den
Vorsitz und vertritt die Ortsbauernschaft nach
außen."

11. § 32 Abs. 2 hat zu lauten:
,,(2) Wählbar sind alle Wahlberechtigten ge-

mäß Abs. 1 lit. a, die am 1. Jänner des Jahres,
in dem die Wahl ausgeschrieben wird, das
21. Lebensjahr vollendet haben und ,die öster-
reichische Staatsbürgerschaft besitzen. Wenn
sich ein Wahlberechtigter gemäß Abs. 1 lit. b
um ein Mandat !bewerben will, so muß er eine
physische Person als Vertreter namhaft machen;
dieser Vertreter ist wählbar, wenn bei ihm ein
Wahlausschließungsgrund, der ihn vom Wahl-
recht zum Oberösterr'eichischJen Landtag aus-
schließen würde, nicht vorhanden ist, er am
1. Jänner des Jahres, in dem die Wahl ausg,e-
schrieben wird, das 21. Lebensjahr vollendet hat
und di'e österreichische Staatsbürgerschaft be-
sitzt. "

Ci"
o

12. § 33 Abs. 3 hat zu lauten:
,,(3) Für jeden Wahlbezirk wird am Ort der

Bezirkshauptmannschaft eine Bezirkswahlbe-
hörde gebildet. Die Gebiete der Städte Linz,
Steyr und Wels bilden mit den politischen Be-
zirken Linz-Land, Steyr-Land und Wels-Land je
einen Wahlbezirk; im übrigen ist jede'r politi-
sche Bezirk Wahlbezirk."

0=,
(;

13. § 33 Abs. 4 hat zu lauten:
,,(4) Für jeden Wahlsprengel wird eine Spren-

gelwahlbehörde gebildet. Das Gebiet jeder Ge-
meinde ist Wahlsprengel. Räumlich ausgedehnte
Gemeindegebiete können zur Erleichterung der
Möglichkeit der Ausübung des Wahlrechts in
mehrere Wahl sprengel eingeteilt werden. Sind
in einer Gemeinde mehrere Ortsbauernschaften
eingerichtet (§ 28 Abs. 1), so ist der örtliche
Wirkungsbereich jeder Ortsbauernschaft Wahl-
sprengel. Die Abgrenzung und Feststellung der
Wahlsprengel obliegt den Bezirkswahlbehör~
den."

14. Jm § 33 Abs. 6 zweiter Satz entfällt der Klam-
merausdruck ,,(Bürgermeister der Stadt mit ei-
genem Statut)".

15. Dem § 36 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Die Zurverfügungstellung der Wahllokale
und der zur Durchführung der Wahlen notwen-
digen Einrichtungsg,egenstände ist eine Angele-
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genheit des eigenen Wirkungsbereiches der Ge-
meinde."

16. Dem § 37 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
"In dieser Gebührenvorschrift kann überdies

vorgesehen werden, daß der Präsident und die
beiden Vizeprä'Sidenten nach dem Ausscheiden
aus der Funktion sowie ihre Hinterbliebenen
eine laufende Zuwendung erhalten; solche lau-
fenden Zuwendungen dürfen nur unter den sinn-
gemäß gleichen Voraussetzungen und höchstens
in dem Ausmaß zuerkannt werden wie Ruhe-
(Versorgungs)bezüge an ehemalige Mitglieder
des o. ö. Landtages bzw. deren Hinterbliebene
nach Maßgabe der jeweil'S hiefür geltenden ein-
schlägigen landes gesetzlichen Bestimmungen;
eine laufende Zuwendung darf dann nicht zu.
erkannt werden, wenn ein Anspruch auf einen
Bezug oder einen Ruhe(Versorgungs)bezug nach
dem Bezügegesetz, BGBLNr. 273/1972, oder ein
Anspruch auf einen Bezug oder ,einen Ruhe-
(Versorgungs)bezug auf Grund einer Mitglied-
schaft zu einer Landesregierung oder zu einem
Landtag besteht."

17. Im § 39 hat die Z. 2 zu lauten:
,,2. durch Einnahmen aus eigenen Einrichtungen

und Veranstaltungen oder auf Grund son-
stiger Tätigkeiten und Leistungen;"

18. Im § 40 A'bs. 7 hat der zweite Satz zu lauten:

"Sie darf höchstens 1 v. H. der für die gesetz-
liche Krankenversicherung der Allgemeinen
Sozialversicherung geltenden allgemeinen Bei-
tragsgrundlagebetragen, wobei für die Bemes-
sung jeweils nur das Einkommen aus dem die
Mitgliedschaft begründenden Dienstverhältnis
bis zur Höchstbeitragsgrundlage heranzuziehen
ist. "

Artikel 11

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung
im Landesgesetzblatt für Oberösterreich folgenden
Monatsersten in Kraft.

r.


